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Hinweisbeschluss 

In dem .Rechtsstreit 

gegen 
,__(Rechtsnachfolger ....J"t"I',onrtarnOlnC!'I"'n'!lO'1T1l.. 

I. 

Die Bekl~gte ' wird' darauf hingewiesen, dass ihr Widerspruch gegen die 

Klagerü.ckn~hme unerheblich ist. Auf §269 Abs. 1 ZPO wird Bezug genommen. . 

11. 
~ . , 

.Die Beklagte wird weiter darauf hingeWiesen. dass es sich 'bei der Rechnungslegung 

der Beklagten entSprechend.§ ·11 5.1. StBW LV.m... §,315BGB um 'eine . 

. Leistu,ngsbestill1mung . nach billigem . Ermessen . handelt. . . Eine· deraritige 

.r'\ Leistu,ngsbestimmung konkretisiert .den. Leistungsinhalt endgültig,' we.ilsie. 

l:Inwid~rrufUch ist (vgl. BGH NJW 2002, 1421,1424, :WOrdinger, in: MüKo, 'BGB, § 
. 31.5 Rdn. 35). Zwar dürfte der geltend gemachte Kondiktionsanspruch noch nicht 

, . . . . . . ~ 

verjährt. sein, denn dieser entsteht mit Kenntnis ihrer Unbilligkeit {.GrOneberg, in: 

"'Palandt)BGB,§ .315 Rdn ..,1·6).,ltTl'R~hfJlen»~$'~6nQi~i~;m.~ar;li$J;l,~~:C.~S;':1~~;':i~Wi;,e;~\ 
jedoch " der BeklagtEm, ,dessen ta~ächliche Voraussetzungen. darzulegen. und zu 

beweisen. Soweit die Beklagten nunmehr Rüclwlhlung verlangen, haben sie die 

Unbiiligkeit . der damals getroffenen Leistungsbestimmung darzulegen und unter 

Beweis zu stellen (Grünebergj in: Palandt, BGI3•. § 315' Rdn. 20):. Zwar trifft·',die 

Klägerin eine etweiterteBehauptungslast;· von ihr kann im Rahmen des' Zumutbarel1. 
erwartet . werden, . dass diese" die fOr die.' Bemessüng der . Höhe des. 

Vergütungsanspruchs sprechenden Umstä'ndevorträgt'(BGH NJW·2003',.t449).,Di.e . 
. ' . . 

Beklagte mag zunächst klarstellen, in welcher Höhe und aufder Grundlag~ wel~her 
" I ' 

Rechnung sie Bereicherungsansprüche geltend macht. Dann ist .es:Aufgabe 1 der 

. Klägerin nähet zu der Rechnungsl~gungvorzutragen. 
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111. 

Zur Vermeidung sich überschneidender Schriftsätze erhält zunächst die Beklagte 

eine SteHungnahmefrisfvon zwei Wochen. Der Klägerin wird ·im Anschluss dara.n 

eine entsprechende Stellungnahmefrist eingeräumt werden . 

. Duisburg, 28.05.2014 
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